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Wehrpflicht: Ungerecht und nutzlos
Über Notwendigkeit und
Auswirkungen einer Abschaf-

fung der Wehrpflicht

Peter Tobiassen

Die aktuelle Diskussion um die Verkleinerung und Neustruk-

turierung der Bundeswehrerreichte im Juni 2000ihren vor-

läufigen Höhepunkt. Die vom Bundesminister der Verteidi-

gungeingesetzte Kommission „GemeinsameSicherheit und

Zukunft der Bundeswehr“ unter der Leitung des früheren

Bundespräsidenten Richard von Weizsäckerlegte nachein-

jähriger intensiver Arbeit am 23. Mai 2000ihren Bericht vor.

Ein Ergebnis wurdein deröffentlichen Diskussion besonders

aufgegriffen, vom Bundesminister der Verteidigung aber so-

fort vom Tisch gewischt und in den Giftschrank verbannt,

nämlich der Vorschlag einer „Auswahlwehrpflicht". Die Bun-

desrepublik Deutschland kenntseit 1957, als die bis heute

geltende Wehrpflicht eingeführt wurde, nur die“allgemeine“

Wehrpflicht, die alle Männer gleichmäßig belasten soll. Das

Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung zur

Neuordnung des Kriegsdienstverweigerungsrechts von

1977 in Leitsätzen ausdrücklich darauf hingewiesen, dass

das Grundgesetz die Wehrpflicht zwar als Möglichkeit vor-

sieht, aber genausoeine Freiwilligenarmeezulässt, wenn die

Wehrpflicht nicht mehr „allgemein“ organisiert werden kann.

Solange aber an der Wehrpflicht festgehalten wird, steht sie

unter folgender Prämisse:

„Die allgemeine Wehrpflicht ist Ausdruck des allgemeinen

Gleichheitsgedankens. Ihre Durchführung steht unter der

Herrschaft des Artikels 3 Absatz 1 Grundgesetz.“!

Wenn Wehrpflicht, dann müssen alle - mit Ausnahme der

Kriegsdienstverweigerer - einberufen werden. Wenn das

nicht möglich ist, dann muss die Landesverteidigung über

eine Freiwilligenarmee organisiert werden. Die Vorgabe der

Verfassungshüterist seit 1978 mehrals deutlich.

Nunhatte die Weizsäcker-Kommission mehrere an den Jahr-

gangsgrößenorientierte, so genannte „aufkommensorien-

tierte“ Wehrpflichtmodelle durchgeplant und durchgerech-

net, aber alle entwederals zu teuer oderals militärisch un-

sinnig verworfen. Wegen der durchschnittliichen Geburts-

jahrgangsgröße mit 430.000 Männern in den nächsten 10

Jahren musste davon ausgegangen werden, dass pro Jahr

deutlich mehr als 150.000 davonfür den Grundwehrdienst

zur Verfügung stehen.2

 
Grundsätzliche Umorientierung:
Auswahlwehrpflicht
Um dennoch an der Wehrpflicht festhalten zu können - und

um offensichtlich dem Bundesminister der Verteidigung ent-

gegen zu kommen, der sich in den Monaten vor der Be-

richtsveröffentlichung massiv für die Beibehaltung der Wehr-

pflicht ausgesprochenhatte -, wurde das Modell einer Aus-

wahlwehrpflicht mit 30.000 Dienstposten für Grundwehr-

dienstleistende entwickelt. Um diesem Modell folgen zu

können, sei aber nach Überzeugung der Kommission eine

„grundsätzliche Umorientierung unumgänglich“:

„Nicht mehr die Stärke der Geburtsjahrgänge, sondern der

Bedarf der Streitkräfte muss künftig darüber entscheiden,

wie viele zum Wehrdienst verfügbare undbereite junge Män-

nertatsächlich einberufen werden.“3

Auf das Gebot der Wehrgerechtigkeit geht die Kommission

ein, indem sie ausdrücklich an der Erfüllung dieses Gebotes

festhält. Allerdings nimmt sie eine Neudefinition vor: „Das

Gebot der Wehrgerechtigkeit bleibt bestehen. Es sollte je-

doch nicht länger als das Durchschleusen möglichst vieler

Wehrpflichtiger verstanden, sondern auch durch Vergütung

und Vergünstigung für Dienende angestrebt werden. Eine

Sonderbelastung für Nichteinberufene lehnt die Kommission

ab. Sie befürwortet statt dessen, die Attraktivität des Grund-

wehrdienstes zu erhöhen, WehrdienstleistendenbessereEin-

stiegsmöglichkeiten in Studium und Beruf zu eröffnen und

den Wehrsold so zu bemessen, dass er dem Sold für FWDL

(Grundwehrdienstleistende, die freiwillig 12 bis 23 Monate

Wehrdienstleisten, erhalten netto ca. 1.800 DM im Monat; d.

Autor) entspricht."4

Das Modell der Auswahlwehrpflicht konnte nur mit Mehrheit

beschlossen werden, da sich ein Drittel der Kommissions-

mitglieder mit einem Minderheitenvotum für die direkte Einführung

Anmerkungen:
1 Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 13.4.1978,

2 BvF 1/77, 2/77, 4/77 und 5/77, Leitsatz 2.

2 Siehe www.dfg-vk.de/zentralstelle-kdv/reform05.htm.
3 Weizsäcker-Kommission, 65.
4 Weizsäcker-Kommission, 66.
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einer Freiwilligenarmee aussprach5 und der Verfassungsrechtler

und Präsident des Deutschen Roten Kreuzes,Prof. Dr. Knut Ipsen,

gleichzeitig in einem Minderheitenvotum die Auswahlwehrpflicht

wegendesoffensichtlichen Verstosses gegen das „Verfas-

sungsgebotder staatsbürgerlichen Pflichtengleichheit“ und

„das Gleichheitsgrundrecht“ als verfassungswidrig verwarf.

Auch Verteidigungsminister Scharping verwarf das Modell

der Auswahlwehrpflicht sofort und hielt den AutorInnen ent-

gegen, dass sie damit gegen das Gebot der Wehrgerechtig-

keit verstoßen würden. Er selbst legte Anfang Juni 2000,

schon eine Woche nach der Veröffentlichung des Kommissi-

onsberichts, seinen eigenen Vorschlag zur Streitkräftereform

vor, das so genannte Eckpfeiler-Papier, das Mitte Oktober

2000 in einer „Grobausplanung" spezifiziert wurde. Danach

umfasst die zukünftige Bundeswehr noch 282.000 Soldatin-

nen und Soldaten. Im September 2000 waren noch 314.813

SoldatInnen in der Bundeswehr. 80.000 Dienstpostensindfür

Grundwehrdienstleistende vorgesehen, 53.000 davon mit ei-

ner Dienstzeit von neun Monaten. Auf 27.000 Dienstposten

kann die Dienstdauerfreiwillig auf bis zu 23 Monate verlän-

gert werden. Zukünftig müssen also jährlich etwa 72.000

Wehrpflichtige für neun Monate und 18.000 Wehrpflichtige mit

den freiwillig gewählten längeren Dienstzeiten einberufen

werden.

Nach diesen Zahlen plant Verteidigungsminister Scharping,

mittelfristig nur noch 90.000 vonjährlich 184.0007 tauglichen

und verfügbaren Wehrpflichtigen einzuberufen. Um diese Pla-

nungenweiter unter der Überschrift „allgemeine Wehrpflicht“

verkaufen zu können, wurde in dem Eckpfeiler-Papier der An-

teil der verfügbaren Wehrpflichtigen kleingerechnet. So wur-

de zum Beispiel, obwohl es bisher keinen Geburtsjahrgang

mit mehr als 120.000 anerkannten Kriegsdienstverweigerern

gibt, deren Zahl einfach mit 172.000 hochgesetzt und 17.000

Jugendliche pro Jahrgang wurdenzu Tippelbrüdern oder

Drogenabhängigen gemacht, die man angeblich nicht zur

Musterung holen könne. Das Gerede von„allgemeiner Wehr-

pflicht“ kann der Verteidigungsminister nur noch aufrechter-

halten, wenner der Öffentlichkeit und dem Parlament mit der

militärischen Taktik „Tarnen und Täuschen“ begegnet.

Benachteiligung derZivildienstpflichtigen
Ganz anderslaufen die Planungenbei Jugendministerin Berg-

mann (SPD), die für den Zivildienst verantwortlich ist. Sie will

alle Kriegsdienstverweigerer umgehendin denZivildienst brin-

gen und hält damit strikt an der Linie ihrer CDU-Vorgänger-Mi-

nisterInnenfest. Zu diesem Zwecksind 190.000 Dienstplätze

für Zivildienstleistende eingerichtet worden, von denenbisher

maximal 138.000 besetzt werden konnten - weil es ganz ein-

fach nicht mehr Kriegsdienstverweigerer gab. Während der

Verteidigungsminister für das Jahr 2001 angekündigt hat, die

Zahl der einzuberufenen Grundwehrdienstleistenden um gut

10.000 von 139.000 auf weniger als 129.000 zu senken,® ver-

kündet das Jugendministerium, die Zahl der einzuberufen-

den Dienstpflichtigen um 7.000 von ursprünglich geplanten

134.000 auf 141.0009 zu erhöhen. Da von den tauglich Ge-

musterten eines Geburtsjahrgangs weniger als 40% verwei-

gern und mehr als 60% wehrdienstwillig sind, wird die Un-

gleichbehandlung beider Dienstleistendengruppen beson-

ders deutlich: 40% der Verfügbarenstellen 141.000 Dienstlei-

stende, die anderen 60% aber nur 129.000. Ob das die neue

sozialdemokratische Definition von „Gleichbehandlung von

Wehr- und Zivildienst“ist, die im Wahlkampfversprochen wur-

de und heute von Bündnis 90/Die Grünen mitgetragen wird?

Diese offensichtliche Benachteiligung der Kriegsdienstverwei-

gerer wird nicht nur von der - durch den Kalten Krieg gepräg-

ten - Absicht der Vorgängerregierungen getragen, Kriegs-

dienstverweigerer möglichst von der Verweigerungab- und für

die Bundeswehrverfügbar zu halten, sondern auch von der

entgegenstrebenden Absicht, dem Sozialbereich möglichst

viele, scheinbarbillige Arbeitskräfte zu erhalten. Während auf

 
dereinenSeite die Zahl der Kriegsdienstverweigerer also mög-

lichst klein gehalten werdensoll, sollen auf der anderen Seite

diejenigen,die sich nicht „abschrecken“lassen, auf jeden Fall

als Arbeitskräfte den sozialen Dienstleistern zugeführt werden.

Beide Motive sind längst überholt und stehen einer gesell-

schaftlichen Weiterentwicklung im Wege.

DerVerteidigungsminister wäre doch geradezufroh, wenn er

verfügbare Wehrpflichtige loswerden könnte, um die Zahl der

überzähligen Wehrpflichtigen, die er nicht einberufen kann,

möglichstklein zu halten. Je kleiner diese Zahl ist, umso leich-

ter kann er von „allgemeiner“ Wehrpflichtreden. Aber auchfür

den Sozialbereich gilt, dass eine große Zahl von Dienst-

pflichtigen eher schädlich als nützlich ist. Noch wird im Ju-

gendministerium strikt darauf geachtet, dassalle Alternativen

zum Einsatz von Zivildienstleistendennicht in die öffentliche

Diskussioneinfließen. Am deutlichsten wurdedies in der Be-

einflussung der Arbeit der von der Jugendministerin einge-

setzten Arbeitsgruppe „Zukunft desZivildienstes". Zum Einen

ließ der Auftrag, den die Ministerin der Arbeitsgruppeerteil-

te, kein Nachdenken über einen Umwandlung von Zivil-

dienstplätzenin reguläre Arbeitsplätze zu, zum Anderendurf-

te der Bericht!® nur als Mehrheitsbericht ohne abweichende

Meinungen veröffentlicht werden. Welchen Wert die in dem

Bericht gemachten Vorschläge haben, wird daran deutlich,

dass alle wichtigen Arbeitsgruppenmitglieder sich mit eige-

nen, gänzlich anderen und vielfach dem Arbeitsgruppener-

gebnis widersprechenden Äußerungen zu Wort meldeten.

OhneZivildienst 90.000 neue Dauerarbeitsplätze
Dabeiist seit langem klar und unbestritten, dass eine Konver-

sion desZivildienstes möglich und für eine gesellschaftliche

Weiterentwicklung sogar wünschenswert ist. Untersuchungen

von SozialwissenschaftlerInnen und VolkswirtschaftlerInnen ha-

ben ergeben, dass derZivildienst sogar kostenneutral in re-

guläre Arbeitsplätze des ersten Arbeitsmarktes umgewandelt

werden kann.!! Ein. Zivildienstleistender kann zwar betriebs-

wirtschaftlich billig eingesetzt werden, volkswirtschaftlich ist er



aber sogarteuererals eine reguläre,tariflich bezahlte Arbeits-

kraft. Für jeden Zivildienstleistenden wendetder Bund pro Jahr

20.000 DM auf, die Zivildienststelle noch einmal 14.000 DM.

Wegendesjährlichen Wechsels (zukünftig sogar alle zehn Mo-

nate) und der damit verbundenenimmer wiederkehrendenEin-

arbeitung gibt es erheblich Verluste in der Arbeitseffektivität.

Deshalb können im Schnitt zwei Dauerarbeitskräfte dreiZivil-

dienstleistende ersetzen. Drei Zivildienstleistende kosten pro

Jahr 102.000 DM, für jeden der beiden- diesedreiZivis erset-

zenden - Dauerarbeitkräfte stehen also 51.000 DM zur Verfü-

gung. Da die Arbeitsplätze von Zivildienstleistenden so struk-

turiert sind, dass die dort anfallenden Arbeiten innerhalb drei-

er Monate gelernt werden können, sind diese Plätze besonders

für junge Menschen mit geringer oder gar keiner Ausbildung

geeignet, für die so genannten ProblemgruppendesArbeits-

marktes. Jede/r der bisher Arbeitslosen erhält im Schnitt 11.000

DM Arbeitslosengeld, Sozialhilfe oder ähnliche Leistungen

und würde - wennsie/er arbeiten würde,- 7.500 DM Steuern

zahlen. Für jeden der Arbeitsplätze, der bei einer Konversion

desZivildienstes nötig wäre, würden also 69.500 DM zur Ver-

fügung stehen, ohne dass Steuer- oder BeitragszahlerInnen

oder die Empfängerlnnensozialer Dienstleistungen auch nur

einen Pfennig mehr bezahlen müssten als heute. Dass das

geht, zeigt die augenblickliche Umwandlung derZivildienst-

plätze des Unfallrettungsdienstesin reguläre Arbeitsplätze für

RettungssanitäterInnen.

Gleiche Chancefüralle
Wenn zur Bundeswehr nur noch jeder zweite verfügbare

Wehrpflichtige herangezogen wird, zum Zivildienst aberalle

Kriegsdienstverweigerer,ist das nicht nur eine Verletzung der

Wehrgerechtigkeit insgesamt, sondern auch eine Benachtei-

ligung der Kriegsdienstverweigerer. Als diese von der Regie-

rung geplante Situation deutlich wurde, haben die Interes-

senverbändeder Kriegsdienstverweigerer nacheiner geeig-

neten Abwehrdieses Unrechts gesucht. Die Lösungist denk-

bar einfach. Wer den Kriegsdienstverweigerungsantrag erst

nach der Zustellung des Einberufungsbescheides zur Bun-

deswehr stellt, hat zunächst eine Chance von 50 zu 50 (nur

90.000 von 184.000 Verfügbaren werden einberufen), gar

nicht geholt zu werden. Wird er aber doch einberufen, weiß

er, dass derZivildienst wirklich zum Ersatz für den ansonsten

tatsächlich zu leistenden Grundwehrdienst wird. Diese Akti-

on!2, die sich dadurch auszeichnet, dass man zunächst erst

einmal gar nichts tun muss, wenn mansich anihr beteiligen

will, zieht, wenn sie erfolgreich durchgeführt wird, weniger

KDV-Anträge nach sich und hat zwei Folgen: Zum Einen wer-

den erheblich weniger Arbeitsplätze im Sozialbereich durch

denZivildienst blockiert. Von den 138.000 Zivildienstplätze,

die Ende 1998 besetzt waren, werden zukünftig nur nochet-

wa 60.000besetzt sein. Aus 78.000Zivildienstplätze könnten

nach dem bekannten Schlüssel- drei Zivildienstleistende wer-

den durch zwei Hauptamtliche ersetzt - 52.000 neueArbeits-

plätze werden. Gleichzeitig sinkt der Anteil der Einberufenen

an dentauglich Gemusterten eines Jahrgangs nochweiter.

Während im Jahr 2000 etwa 135.000 Wehrpflichtige zum

Grundwehrdienst und 125.000 als Kriegsdienstverweigerer

anerkannte Wehrpflichtige zum Zivildienst einberufen wur-

den, werden nach den Reformplänen nur noch 90.000 Wehr-

pflichtige zur Bundeswehr und beiErfolg der Aktion zur spä-

ten KDV-Antragstellung jährlich 70.000 Dienstpflichtige zum

Zivildienst einberufen. Das sind 160.000 von 360.000tauglich

gemusterten Wehrpflichtigen. 200.000 tauglich gemusterte

und verfügbare Wehrpflichtige eines Geburtsjahrgangs kön-

nen zukünftig nicht mehr in den Dienst gebracht werden. „All-
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gemein“ kann die Wehrpflicht dann wahrlich nicht mehr ge-

nannt werden. Schon aus diesem Grund ist es nur eine Fra-

gederZeit, bis die Täuschung derÖffentlichkeit durch den

Bundesminister der Verteidigung auffliegt und die Wehrpflicht

kippt. Am 27.10.2000 wurde das Grundgesetz geändert. Um

nach der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes'3

denfreiwilligen Dienst von Frauenin allen Bereichen der Bun-

deswehr zu ermöglichen, wurde in Artikel 12a Absatz 4

Grundgesetz die bisherige Formulierung „Sie dürfen auf kei-

nen Fall Dienst mit der Waffe leisten.“ ersetzt durch den Satz

„Sie dürfen auf keinen Fall zum Dienst an der Waffe ver-

pflichtet werden.“. Mit dieser Formulierung soll - so die ein-

mütigen Redebeiträge in der Parlamentsdebatte - auf derei-

nen Seite der Dienstin allen Bereichen der Bundeswehrer-

möglicht, auf der anderen Seite aberverhindert werden, dass

Frauenin die allgemeine Wehrpflicht einbezogenwerdenkön-

nen. Mit dieser neuen Formulierung im Grundgesetz ist zwar

eindeutig formuliert, was das Parlament sich im Augenblick

vorstellt, ob aber die Umsetzung derpolitische Absicht zu En-

de gedachtist, steht sehr in Frage. Es geht nämlich um die

Frage: Darf geregelt werden, dass Frauen dürfen, während

Männer, und nur sie, müssen.

Frauen dürfen, müssen abernicht?
Bereits 1995 hat sich das Bundesverfassungsgericht zu die-

ser Frage des geschlechtsspezifischen Dürfens und Müs-

sens eindeutig geäußert: „Die festgestellte Ungleichbehand-

lung ist auch nicht durch das Gleichberechtigungsgebot des

Artikel 3 Absatz 2 Grundgesetz gerechtfertigt."'* Worum ging

es in diesem Streitverfahren, lange vor der Erkenntnis, dass

auch Frauenin der Bundeswehr Waffendienstleisten können?

Die Länder Bayern und Baden-Württemberghatten eine Feu-

erwehrdienstpflicht für Männer. Männer waren danach ver-

pflichtet, in den Feuerwehren mitzuwirken oder ersatzweise

eine Feuerwehrabgabe zu zahlen. Frauen waren von der Feu-

erwehrdienstpflicht ausgenommen,weil sie - nach den Vor-

stellungen der Männer, die diese Dienstpflicht einführten - für

die Arbeit von Feuerwehrmännernnicht geeignetseien. Die-

se Vorstellung istinzwischenlängst überholt, und Frauen sind

- wie überall in den Feuerwehren- auch in den Feuerwehren

Bayerns und Baden-Württembergs gern gesehene Mitwir-

kende.Frauen durften also, aber nur Männer mussten. Zu die-

sem Sachverhalt hat das Bundesverfassungsgericht, das

übrigens erst durch eine eindeutige Entscheidung des Eu-

ropäischen Gerichtshofs für Menschenrechte'5 zur Änderung

seiner Rechtsauffassung gebracht werden musste, im Leit-

satz zum Beschluss festgelegt:

„Die Beschränkung einer Feuerwehrdienstpflicht und einer

hieran anknüpfenden Abgabepflicht auf Männerverstößt ge-

gen das DiskriminierungsverbotdesArtikel 3 Absatz 3 Grund-

gesetz.“ In den Urteilsgründen wird dazu ausgeführt: „Die

Anmerkungen:

5 Weizsäcker-Kommission, 147.

6 Weizsäcker-Kommission, 150.

7 S.Fn.2.

8 S. Grobausplanung.

9 Brief des Bundeskanzleramtes vom 16.10.2000 an die

Zentralstelle KDV.

10 Bericht „Empfehlungenfür die Zukunft des Zivildienstes“.
11 Blandow 4/3 1994, 63 ff. u.v.a.

12 Im Internet unter www.wehrpflicht-nein-danke.de.

13 EuGH, Urteil vom 11.1.2000, C-285/98 (Kreil).
14 Bundesverfassungsgericht, 1 BvL 18/93, 5, 6 u. 7/94,

1 BvR 403 u. 569/94, Beschluss vom 24.1.1995.
15 EGMR, 12/1993/407/486, Urteil vom 18.7.1994.
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festgestellte Ungleichbehandlung ist auch nicht durch das

GleichberechtigungsgebotdesArtikels 3 Absatz 2 Grundge-

setz gerechtfertigt. Die zur Prüfung stehenden Vorschriften

des baden-württembergischen und bayerischen Landes-

rechts bieten keinen Anhaltspunkt dafür, dass mit der Be-

schränkung der Feuerwehrdienst- und abgabepflicht auf

Männerfaktische, typischerweise Frauentreffende Nachteile

(in anderen Lebensbereichen) ausgeglichen werdensollten.

 

Die Feuerwehrdienstpflicht ist nicht deshalb auf Männerbe-

schränkt worden, um frauenspezifische Nachteile zu kom-

pensieren, sondern weil Frauen nach überkommenerVorstel-

lung als weniger geeignet galten. Die Beschränkungder Feu-

erwehrdienstpflicht auf Männerist auch mit denZielen desin-

zwischen ergänzten Artikel 3 Absatz 2 Grundgesetz, die

Gleichberechtigung der Geschlechter in der gesellschaftli-

chen Wirklichkeit durchzusetzen und überkommeneRollen-

verteilungen zu überwinden(vgl. BVerfGE 85, 191, 207), nicht

förderlich, sondern verfestigt im Gegenteil die überkommene

Rollenverteilung. Den auch heute noch typischerweise Frau-

en treffenden Mehrfachbelastungen durch Haushalt, Kinder-

betreuung und Beruf kann bei einer vom Gesetzgeber ange-

ordneten grundsätzlichen Inanspruchnahmefür den Feuer-

wehrdienst sachgerechter und spezifischer durch Freistel-

lungsregelungen Rechnung getragen werden, die

(geschlechtsunabhängig) an solche Mehrfachbelastungen

anknüpfen.“

„Wehrpflicht nur für Männer“ dürfte nach dieser Entscheidung

kaum noch möglich sein. Die Beschränkung der Wehrpflicht

auf Männerbei deren Einführung 1956 beruhte unstreitig auf

der überkommenenVorstellung, Frauen seien für den Waffen-

dienst nicht geeignet. Diese Ansichtist spätestensseit der Ver-

fassungsänderung vom 27.10.2000 obsolet. Durch die Be-

schränkung der Wehrpflicht auf Männersollten 1956 wahrlich

keine frauenspezifischen gesellschaftliichen Nachteile ausge-

glichen werden.

Das Bundesverfassungsgericht hat dem Gesetzgeberviel-

mehr aufgegeben, Mehrfachbelastungen durch- geschlecht-

sunabhängige- Freistellungsregelungen auszugleichen. Sol-

che Mehrfachbelastungenfür Familien ausschließenden Re-

gelungen gibt es übrigens schonheute, so z.B. die Nichtein-

berufung von Vätern oderdie Freistellung dritter und weiterer

Geschwister, wenn zwei schon Dienstgeleistet haben'®. Esist

also abzusehen, dass die Diskussion um die Wehrpflicht für

Frauen, die politisch zur Zeit von keiner im Bundestag vertre-

tenen Parteien gewollt ist, im Blick auf Artikel 3 Grundgesetz

bald voll entfacht wird.

Wenn- so der Bundesminister der Verteidigung - die Wehr-
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pflicht nicht abgeschafft wird, kann sie nur auf Frauen aus-

gedehnt werden. Damit ständen aberfür die Besetzung der

Dienstposten für Grundwehrdienstleistende zukünftig nicht

nur 180.000 Männer, sondern auch noch einmal 180.000

Frauen zur Verfügung. Wenn von 360.000 aber nur 90.000

Dienstpflichtige einberufen werden können, ist die Wehrge-

rechtigkeit nicht einmal mehr schön zu rechnen. Deshalb

bleibt nur die Alternative: Die Wehrpflicht für Männerwird ab-

geschafft.

Peter Tobiassenist Sozialarbeiter und arbeitet als Geschäfts-

führer in der Zentralstelle für Recht und Schutz der Kriegs-

dienstverweigerer aus Gewissensgründene.V.

Anmerkungen:

168 11 Absatz 2 Satz 1 Ziffer 3 Wehrpflichtgesetz.
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